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1. Geltungsbereich
1. Die vorliegenden Geschäfts-
bedingungen für Subunterneh-
merleistungen gelten für die Be-
schaffung von Werkleistungen und 
Dienstleistungen aller Art, sofern 
auf diese Bedingungen in der Aus-
schreibung, in der Bestellung oder 
in dem Vertrag verwiesen wird. Die 
AGB-Sub gelten ergänzend und 
nachrangig zu den einzelvertrag-
lichen Regelungen des Auftragge-
bers (AG) mit dem Auftragnehmer 
(AN). Für dauerhafte Geschäftsbe-
ziehungen mit dem AG sind diese 
AGB-Sub Vertragsgrundlage und 
werden daher mit Abschluss des 
ersten Vertrages unter Einbezie-
hung der nachfolgenden Bedin-
gungen vom AN für die gesamte 
Dauer der Geschäftsbeziehung an-
erkannt.

2. Im Verhältnis zu Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen oder sons-
tigen Bedingungen des AN fin-
den ausschließlich die AGB-Sub 

Anwendung; dies gilt auch dann, 
wenn der AG Bedingungen des AN 
nicht ausdrücklich widerspricht. 
Der Bestellung oder den AGB-Sub 
entgegenstehende oder davon ab-
weichende Bedingungen des AN 
werden nicht anerkannt und nicht 
einbezogen, es sei denn, die Ein-
beziehung wurde ausdrücklich 
vereinbart.

2. Angebote, Bestellungen,   
Vertretungsmacht, sonstige   
Erklärungen
1. Der AN ist verpflichtet, die Be-
stellung des AG innerhalb einer 
Frist von 2 Wochen in Text- oder 
Schriftform anzunehmen. Erst mit 
dieser Auftragsbestätigung des  
AN kommt der Vertrag zustande. 
Eine verspätete Auftragsbestä-
tigung gilt als erneutes Angebot 
des AN, das vom AG ausdrücklich 
in Text- oder Schriftform für einen 
wirksamen Vertragsschluss ange-
nommen werden muss.

2. Angebote und Kostenvoran-
schläge sind für den AG kostenfrei 
und unverbindlich. Das Schweigen 
des AG auf Angebote gilt nicht als 
Annahme.

3. Rechtsverbindliche Erklärungen, 
die auf die Begründung, Änderung 
oder Beendigung von Verträgen ge-
richtet sind, erfolgen ausschließ-
lich durch die Einkaufsabteilung 
und bedürfen der Schrift- bzw. 
Textform. Mündliche Bestellungen, 
Beauftragungen oder sonstige Ver-
tragsabschlüsse durch Arbeitneh-
mer oder sonstige Beauftragte des 
AG bedürfen für deren Wirksamkeit 
der schriftlichen oder textlichen 
Bestätigung des AG. Dies gilt nicht 
für die gesetzlichen Vertreter der 
Gesellschaft. 

3. Leistungsumfang,  
Erfüllungsort 
1. Sämtliche Leistungen des AN 
müssen dem vertraglichen Leis-

zur Verwendung („B2B“) zwischen

Unternehmern, juristischen Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtlichen Sonderver-
mögens 

- im Folgenden „Auftragnehmer“ - 
und 
Gebrüder Dorfner GmbH & Co. Kaolin- und Kristallquarzsand-Werke KG (Hirschau, Deutschland) 
bzw. 
Dormineral Handels- und Speditions-GmbH & Co. KG (Hirschau, Deutschland) 
bzw. 
Asmanit-Dorfner GmbH & Co. Mineralaufbereitungs-KG (Hirschau, Deutschland) 
bzw. 
ISG Industriesteingesellschaft mbH (Hirschau, Deutschland) 
bzw. 
Dorfner Analysezentrum und Anlagenplanungsgesellschaft (Hirschau, Deutschland) 

- jeweils im Folgenden „Auftraggeber“ -
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tungsumfang und insbesondere 
den darin angegebenen wesentli-
chen Eigenschaften entsprechen 
und uneingeschränkt für die be-
triebsübliche Nutzungsdauer und 
den vertraglich vorausgesetzten 
Zweck oder, falls ein solcher nicht 
bestimmt ist, für den verkehrsüb-
lichen Zweck geeignet sein, bzw. 
im Fall der Arbeitnehmerüber-
lassung müssen die Mitarbeiter 
die im Einzelfall erforderlichen 
Fähigkeiten und Kenntnisse be-
sitzen. Maßgeblich für die in die-
ser Ziffer 3 geregelten Pflichten 
ist der vereinbarte Gesamtfertig-
stellungstermin, in Ermangelung 
eines solchen der Abnahmezeit-
punkt.

2. Im Leistungsumfang ist die Ein-
haltung aller zum Zeitpunkt der 
Leistungserbringung bestehen-
den zwingenden technischen und 
sonstigen Vorschriften und Er-
kenntnisse für die geschuldeten 
Leistungen eingeschlossen, auch 
wenn sie in den Vertragsdokumen-
ten nicht ausdrücklich und geson-
dert aufgeführt sind, insbesonde-
re zur Arbeitssicherheit und zum 
Umweltschutz.

3. Der AN verpflichtet sich, den 
Liefer- und Leistungsumfang ent-
sprechend der im Einzelfall gel-
tenden gesetzlichen Vorschriften 
auszuführen. 

4. Der AN ist verpflichtet, den AG 
unverzüglich und umfassend da-
rüber zu informieren, wenn eine 
Änderung des Leistungsumfangs 
zur Erfüllung des Vertrags not-
wendig ist. Etwaige Bedenken ge-
gen die vom AG gewünschte oder 
die vertraglich vereinbarte Aus-
führung der Leistung sind unver-
züglich und so detailliert schrift-
lich anzumelden, dass der AG in 
jeder Hinsicht sämtliche Auswir-
kungen bei unveränderter Ausfüh-
rung der Leistung vollumfänglich 
einschätzen kann. 

4. Unterrichtung über Örtlichkei-
ten und sonstige Gegebenheiten
1. Der AN ist berechtigt, bei Auffor-
derung des AG verpflichtet, die für 
die Leistungserbringung relevan-
ten Örtlichkeiten und Baulichkei-
ten sowie sonstige Gegebenheiten, 
Einrichtungen und Gegenstände 
vor Vertragsabschluss zu besich-
tigen, sich mit diesen vertraut zu 
machen und etwaige Unklarhei-
ten vor Auftragsbeginn mit dem AG 
abzuklären. Der AG wird dem AN 
diese Prüfung im Rahmen der be-
trieblichen Möglichkeiten ermögli-
chen und die zur Angebotsabgabe 
erforderlichen Auskünfte erteilen, 
soweit dies mit zumutbaren Mit-
teln möglich ist. Verbleiben gleich-
wohl beim AN Unklarheiten oder 
erkennt dieser Risiken, hat der AN 
einen ausdrücklichen Vorbehalt zu 
erklären. 

2. Unterlässt der AN die Untersu-
chung nach vorstehendem Absatz 
1, kann er sich später nicht auf 
Umstände berufen, die bei dieser 
Untersuchung erkennbar gewesen 
wären. Gleiches gilt für unterlas-
sene Vorbehalte.

3. Der AG wird, soweit im Einzel-
fall erforderlich, den AN und/oder 
die von diesem eingesetzten Mit-
arbeiter oder ggf. Subunterneh-
mer in spezielle Gefahrenberei-
che einweisen und erforderliche 
Schutz- und Sicherheitsmaßnah-
men aufzeigen und darin unter-
weisen. Hierzu sinddie Formblät-
ter FB.000135 und FB.00136  sowie 
erforderlichenfalls FB.00137, 
FB.00138 zu verwenden. Soweit 
Arbeiten ausgeführt werden, die 
einer bergrechtlichen Erlaubnis 
bedürfen, ist eine Unternehmer-
Aufsichtsperson zu bestimmen; 
hierzu ist das Formblatt FB.00010 
zu verwenden.

4. Soweit im Einzelfall erforder-
lich, nimmt der AN selbst und auf 
eigene Verantwortung Maßaufnah-

men sowie Zeichnungskontrollen 
hinsichtlich Übereinstimmung mit 
den vorhandenen Anlagen, Ein-
richtungen und Gebäuden, u. ä., 
die zur Ausführung des Auftrages 
erforderlich sind, vor.

5. Der AN hat vereinbarte und 
sonstige etwa benötigte Planungs-
unterlagen, Zustimmungserklä-
rungen und sonstige Informatio-
nen des AG jeweils rechtzeitig im 
Voraus, in der Regel zwei Wochen 
vor dem benötigten Zeitpunkt, 
beim AG abzufordern. 

5. Preise und Preisstellung 
1. Die Preise sind, falls nicht an-
ders vereinbart, Festpreise. Alle 
Preise verstehen sich zuzüglich 
der jeweils gültigen gesetzlichen 
Umsatzsteuer. 

2. Die Preise schließen alles ein, 
was der AN zur Erfüllung seiner 
Leistungspflicht an dem vereinbar-
ten Erfüllungsort zu bewirken hat.

6. Abrechnung im Stundenlohn 
1. Ist die Abrechnung der Leistun-
gen nach Stundenlohn vereinbart, 
so werden dem AN die erbrachten 
und auftraggeberseitig bestätig-
ten effektiven Arbeitsstunden nach 
Abzug von Pausen und Rüstzeiten 
vergütet; die Vergütungspflicht ist 
jedoch auf die objektiv erforderli-
che Stundenzahl erfahrener und 
qualifizierter Arbeitskräfte be-
schränkt. Reisezeiten und Spe-
sen werden nur vergütet, soweit 
dies ausdrücklich vereinbart ist. 
Kleinste Abrechnungseinheit ist 
die angefangene halbe Stunde.

2. Die Stundennachweise sind auf 
den vom AG zur Verfügung gestell-
ten Regieberichten (FB000203) 
auszustellen und dem hierfür Be-
auftragten des AG wöchentlich im 
Falle kürzerer Dauer nach Fertig-
stellung der Leistung, unmittelbar 

Einkaufsbedingungen für Werk- und Dienstleistungen



3/8www.dorfner.com

nach Beendigung der Arbeitszeit, 
zur Gegenzeichnung vorzulegen. 
Auf den Stundennachweisen sind 
die Bestell-Nummer des AG, die 
durchgeführten Leistungen und die 
Tätigkeitszeiträume sowie Vor- und 
Zunamen und Funktion der einge-
setzten Mitarbeiter aufzuführen.

7. Abweichungen vom Vertrag / 
zusätzliche Leistungen
1. Vom Vertrag abweichende oder 
zusätzliche Leistungen des AN be-
dürfen einer vorherigen Vertrags-
änderung bzw. eines Nachtrags, 
für die die Regelungen in Ziffer 2 
Abs. 2 entsprechend gelten.

2. Wenn der AN geänderte Leistun-
gen als erforderlich feststellt oder 
solche durch den AG gefordert 
werden, so hat der AN unverzüg-
lich den AG in allen Einzelheiten zu 
informieren. Die Information des 
AN an den AG ist für den AG kos-
tenfrei und unverbindlich. Der AG 
ist berechtigt, den Leistungsum-
fang durch eine entsprechende 
Änderung bzw. Nachtrag der Be-
stellung zu ändern. Der AN ist ver-
pflichtet, die Bestellung des AG in-
nerhalb einer Frist von 2 Wochen 
in Text- oder Schriftform anzuneh-
men. Erst mit dieser weiteren Auf-
tragsbestätigung des AN kommt 
der geänderte Vertrag zustande. 
Eine verspätete Auftragsbestä-
tigung gilt als erneutes Angebot 
des AN, das vom AG ausdrücklich 
in Text- oder Schriftform für einen 
wirksamen Vertragsschluss ange-
nommen werden muss.

3. Die Zustimmung des AG zu abwei-
chenden Leistungen erfolgt durch 
schriftliche/textliche Vereinbarung 
oder schriftliche/textliche Änderung 
der Bestellung durch den AG. 

4. Vertragliche Leistungszeiten 
und -fristen und/oder Fertigstel-
lungstermine werden durch eine 
Änderung des Vertrages nur dann 

beeinflusst, wenn dies schriftlich 
vereinbart ist. 

5. Die Selbstausführung oder Ver-
gabe zusätzlicher Leistungen an 
Dritte bleibt vorbehalten. 

8. Ausführung 
1. Sämtliche zur Auftragsausfüh-
rung erforderlichen Geräte, Werk-
zeuge und sonstigen Stoffe, Klei-
dung etc. sind in den vertraglich 
vereinbarten Preisen enthalten 
und werden nicht gesondert ver-
gütet, es sei denn, dies ist vertrag-
lich vereinbart.

2. Etwa vom AG zur Verfügung ge-
stellte Gegenstände dürfen aus-
schließlich zur Ausführung des 
Vertrages verwendet werden. Der 
AN haftet für übermäßige Abnut-
zungen oder Beschädigungen.

3. Ausführungsunterlagen des AN 
nimmt der AG lediglich zur Ein-
sicht entgegen. Durch deren Ab-
zeichnung bestätigt der AG ledig-
lich die Kenntnisnahme. Der AG 
übernimmt dadurch keinerlei Ver-
antwortung für Konstruktion, Aus-
führung und Mängelfreiheit. Än-
derungsvorschläge, Hinweise und 
Beanstandungen des AG entbin-
den den AN nicht von seiner alleini-
gen Verantwortung zur Herbeifüh-
rung des vertraglich geschuldeten 
Erfolgs. Der AG ist berechtigt, dem 
AN Weisungen zur Sicherstel-
lung der Erreichung des Vertrags-
zwecks und einer mangelfreien 
Erfüllung zu erteilen. Bei Anwei-
sungen haftet der AG im Sinne von 
§ 645 BGB nur dann, wenn der AN 
umgehend Bedenken schriftlich 
erhoben und begründet hat. 

4. Der AG behält sich, unbescha-
det der Verpflichtungen des AN, 
das Recht vor, die Ausführung der 
Leistungen auf der Baustelle oder 
beim AN und etwaigen Subunter-
nehmern – auf Ziffer 9.3 wird aus-

drücklich verwiesen – zu prüfen; 
nicht sachgemäße Ausführung zu 
rügen und fehlerhafte Teile zu ver-
werfen. Dem AG ist zu den jeweili-
gen Arbeitsplätzen, Lagerräumen 
u. ä., in denen die Gegenstände der 
Leistungen oder Teile von ihnen 
hergestellt oder die hierfür be-
stimmten Stoffe gelagert werden, 
innerhalb der Geschäfts- oder Be-
triebsstunden Zutritt zu gewähren. 
Nach Anforderung durch den AG 
sind diesem die Ausführungsun-
terlagen zur Einsicht vorzulegen 
und die erforderlichen Auskünf-
te zu erteilen, soweit es sich nicht 
um Fabrikations- oder Geschäfts-
geheimnisse des AN handelt. 

5. Der AN hat einen bevollmäch-
tigten Beauftragten zu benennen. 
Dessen Auswechselung bedarf der 
vorherigen schriftlichen Zustim-
mung des AG, die nur aus wich-
tigem Grund verweigert werden 
kann. 

6. Aus wichtigem Grund (z. B. 
schwerwiegender Verstoß gegen 
Arbeitssicherheitsregelungen) kann 
der AG bestimmten für den AN täti-
gen Personen den Zutritt zu seinem 
Betriebsgelände verwehren. 

7. Für alle zur Ausführung der 
Leistung auf das Betriebsgelände 
des AG gebrachten oder dem AN 
vom AG übergebenen Gegenstände 
bleibt der allein AN verantwortlich. 

8. Soweit in Vertragsunterlagen 
eine Vorlage von Unterlagen gefor-
dert ist, beinhaltet dies die Über-
gabe einer zum Verbleib beim AG 
bestimmten Fassung oder Ausfer-
tigung derselben. 

9. Vertragsübergang /   
Firmierung / Subunternehmer /  
Auflagen zum Einsatz von   
Mitarbeitern 
1. Der AN hat dem AG jeden kraft 
Gesetzes eintretenden Vertrags-
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übergang und jede Änderung sei-
ner Firma, der Rechtsform oder 
des Sitzes unverzüglich mitzutei-
len. 

2. Wird hinsichtlich des Vermö-
gens des AN ein Antrag auf Durch-
führung eines Insolvenzverfah-
rens gestellt oder die Eröffnung 
mangels Masse abgelehnt oder 
bestehen klare Anhaltspunkte da-
für, dass die Voraussetzungen der 
Beantragung eines Insolvenzver-
fahrens gegeben sind oder keine 
hinreichende Masse vorhanden 
ist, so steht dem AG ein sofortiges 
außerordentliches Kündigungs-
recht zu. 

3. Der AN hat die vertragsgegen-
ständlichen Leistungen grund-
sätzlich durch seinen eigenen Be-
trieb zu erbringen, es sei denn, 
es ist vertraglich der Einsatz von 
Subunternehmern durch den AN 
durch den AG gestattet. Hinsicht-
lich der wesentlichen Bestandtei-
le seiner Leistung dürfen nur die 
im Angebot aufgeführten Subun-
ternehmer eingesetzt werden. Die 
Auswechslung oder Einschaltung 
weiterer Subunternehmer bedarf 
der vorherigen Zustimmung des 
AG. Der AG behält sich vor, die Zu-
stimmung von bestimmten Qua-
lifikationen abhängig zu machen, 
sowie den Einsatz des Subunter-
nehmers im Falle einer anhalten-
den Unzuverlässigkeit oder bei 
Wegfall einer erforderlichen Qua-
lifikation oder im Falle der Be-
gehung einer Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit oder bei Störung 
des Betriebsfriedens zu untersa-
gen. Der AN haftet für Zulieferer 
und Subunternehmer wie für ei-
genes Verschulden.

4. Der AN verpflichtet sich, folgen-
de Auflagen beim Einsatz von Mit-
arbeitern einzuhalten:
a) Sämtliche für diesen Auftrag 
eingesetzten Arbeitnehmer des 
AN müssen ordnungsgemäß zur 

Sozialversicherung angemeldet 
und mit einem Sozialversiche-
rungsausweis ausgestattet sein. 

b) Der AN verpflichtet sich, für 
diese Arbeitnehmer die Lohn-
steuer und alle Sozialversiche-
rungsbeiträge ordnungsgemäß 
abzuführen. 

c) Eingesetzte ausländische Ar-
beitnehmer müssen die notwendi-
ge Arbeitserlaubnis besitzen. 

d) Zumindest der Vorarbeiter oder 
Meister müssen über gute Kennt-
nisse der deutschen Sprache ver-
fügen, um eine reibungslose Kom-
munikation mit dem AG bzw. 
dessen Kunden/Auftraggebern si-
cherstellen zu können. 

e) Der AN verpflichtet sich hier-
mit, alle für den Auftrag geltenden 
gesetzlichen Vorschriften, insbe-
sondere die einschlägigen gewer-
bepolizeilichen Vorschriften, Unfall-
verhütungsvorschriften und sonstige 
Arbeitssicherheitsvorschriften ein-
schl. z. B. Gefahrstoff- und Gefahr-
gutrecht, Wasserhaushaltsrecht 
einschl. bundesländerspezifischer 
Verordnungen sowie die Arbeits-
zeitvorschriften einzuhalten; der 
AN erklärt hiermit ferner, dass ihm 
die für seine Leistung einschlägi-
gen Vorschriften bekannt sind und 
die Arbeitnehmer des AN über die 
in Frage kommenden Arbeitssicher-
heitsvorschriften unterwiesen wor-
den sind. 

5. Der AG kann jederzeit den 
Nachweis der Einhaltung der 
vorstehenden Verpflichtungen  
verlangen. 

6. Hält der AN die vorstehenden 
Verpflichtungen ganz oder teilwei-
se nicht ein, kann der AG dem AN 
mit sofortiger Wirkung den Auf-
trag ganz oder teilweise entzie-
hen sowie Ersatz für eingetretene 
Schäden verlangen.

10. Arbeitnehmerentsendege- 
setz, Mindestlohngesetz und   
Arbeitszeitgesetz 
1. Der AN verpflichtet sich zur 
Einhaltung der Bestimmungen 
des Arbeitnehmerentsendegeset-
zes (AEntG) und des Mindestlohn-
gesetzes (MiLoG) und steht dafür 
ein, dass die sich aus diesen Ge-
setzen und den dazu erlassenen 
Rechtsverordnungen in Verbin-
dung mit den anwendbaren Tarif-
verträgen ergebenden Mindest-
arbeitsbedingungen gewahrt und 
mindestens die vorgeschriebenen 
Mindestentgelte bezahlt werden, 
und zwar hinsichtlich aller zur Er-
füllung des Auftrages eingesetz-
ten Arbeitnehmer und unabhän-
gig davon, ob diese Arbeitnehmer 
des AN, eines vom AN zulässi-
gerweise eingeschalteten Subun-
ternehmers oder eines vom AN 
oder Subunternehmer beauftrag-
ten Verleihunternehmens sind. 
Der AN verpflichtet sich des Wei-
teren, hinsichtlich seines Betriebs 
die Einhaltung der Bestimmungen 
des Arbeitszeitgesetzes durch ei-
gene und entliehene Arbeitskräf-
te sicherzustellen und die tat-
sächlich geleisteten Arbeitszeiten 
nach Maßgabe der gesetzlichen 
Bestimmungen zuverlässig und 
wahrheitsgemäß zu erfassen und 
zu dokumentieren. 

2. Der AN stellt den AG von allen 
etwa gegen ihn erhobenen An-
sprüchen wegen eines Verstoßes 
des AN, eines von diesem zuläs-
sigerweise eingeschalteten Sub-
unternehmers oder eines vom AN 
oder Subunternehmer beauftrag-
ten Verleihunternehmens gegen 
die Bestimmungen des AEntG und 
des MiLoG frei. 

3. Der AN hat dem AG auf Verlan-
gen in geeigneter Weise darzule-
gen und nachzuweisen, dass und in 
welcher Form die Einhaltung der in 
Absatz 1 genannten Gesetze in sei-
nem Betrieb sichergestellt ist. 
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11. Steuerabzug / Unbedenklich-
keitsbescheinigung / Arbeitneh-
merentsendung
1. Soweit der AG gemäß § 48 bis 
48 d EStG verpflichtet ist, bei dem 
jeweiligen Vertrag von jeder Zah-
lung an den AN den gesetzlich gül-
tigen Steuerabzug von derzeit 15 % 
vorzunehmen, erfolgt dies, es sei 
denn der AN legt eine vom zustän-
digen Finanzamt des AN ausge-
stellte Freistellungsbescheinigung 
vor. 

2. Ist der AN im Besitz einer Frei-
stellungsbescheinigung des zu-
ständigen Finanzamtes, so hat der 
AN diese dem AG bei Vertrags-
abschluss zu übergeben oder bei 
Vertragsabschluss mitzuteilen, 
dass er über keine Freistellungs-
bescheinigung verfügt. Ist die Frei-
stellungsbescheinigung auf einen 
konkreten Auftrag beschränkt, so 
wird die Freistellungsbescheini-
gung dem AG im Original aushän-
digt. In den übrigen Fällen genügt 
die Übergabe einer in allen Teilen 
lesbaren Kopie der Freistellungs-
bescheinigung. 

3. Der AN hat dem AG unverzüg-
lich mitzuteilen, wenn das zustän-
dige Finanzamt eine einmal erteilte 
Freistellungsbescheinigung für die 
Zukunft widerruft oder für die Ver-
gangenheit zurückgenommen hat.

4. Der AN ist auf Verlangen des AG 
verpflichtet, durch Vorlage ent-
sprechender Beitragserfüllungs- 
bzw. Unbedenklichkeitsbeschei-
nigungen die Erfüllung seiner 
laufenden Verpflichtungen gegen-
über den Sozialversicherungsträ-
gern und Steuerbehörden nachzu-
weisen. 

5. Der AN verpflichtet sich weiter-
hin, keine Leiharbeiter im Sinne 
des Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes und/oder keine Mitarbei-
ter aus Drittländern einzusetzen, 
die nicht im Besitz einer gültigen 

Arbeitserlaubnis und/oder eines 
gültigen Sozialversicherungsaus-
weises sind. Insoweit ist der AG 
berechtigt, Kontrollen durchzufüh-
ren, um festzustellen, ob die vom 
AN eingesetzten Arbeitnehmer im 
Besitz der vorgenannten Unterla-
gen sind. 

6. Der AN verpflichtet sich insoweit 
weiter, dass er bei den von ihm be-
schäftigten Arbeitnehmern die je-
weils geltenden Mindestarbeitsbe-
dingungen einhält sowie, dass die 
jeweils geschuldeten tariflichen 
Mindestentgelte ordnungsgemäß 
abgerechnet und gezahlt werden, 
die auf die Vergütung der Mitar-
beiter des AN entfallenden Sozial-
versicherungsbeiträge ordnungs-
gemäß abgerechnet und an die 
zuständigen Einzugsstellen abge-
führt werden, sowie einschließlich 
– im Falle der Beauftragung von 
Bauleistungen im Sinne des § 1 a 
AEntG – etwaiger von Arbeitgeber-
seite geschuldeter Beiträge an ge-
meinsame Einrichtungen der Sozi-
alkassen der Tarifvertragsparteien 
im Baugewerbe.

7. Insbesondere ist der AN ver-
pflichtet, vollständige Lohnnach-
weise – auch über Lohnteile, die 
im Ausland bezahlt werden – für 
die von ihm oder von seinen Sub-
unternehmern beschäftigten Mit-
arbeiter am Arbeitsort zur Verfü-
gung zu halten. Dasselbe gilt für 
Aufenthalts- und Arbeitsgenehmi-
gungen, sowie für Nachweise über 
die ordnungsgemäße Abführung 
von Sozialversicherungsbeiträ-
gen, Lohnsteuer und im Falle der 
Beauftragung von Bauleistungen 
im Sinne des § 1 a AEntG etwai-
ger vom Arbeitgeber geschuldeter 
Beiträge an gemeinsame Einrich-
tungen der Sozialkassen der Tarif-
vertragsparteien im Baugewerbe.

8. Der AN verpflichtet sich, den AG 
von etwaigen Ansprüchen, insbe-
sondere nach § 1a AEntG, aus der 

schuldhaften Verletzung (i.S.d. § 
276 BGB) der unter § 17 und § 18 
AEntG genannten Pflichten auch 
seiner etwaigen Subunternehmer 
freizustellen.

9. Bei einem Verstoß des AN gegen 
die vorgenannten Verpflichtungen 
steht dem AG ebenfalls das Recht 
zu, dem AN eine entsprechende 
angemessene Nachfrist zur Erfül-
lung der vorgenannten Pflichten 
mit der Ankündigung, dass nach 
fruchtlosem Fristablauf der Auf-
trag entzogen werde, zu setzen. 
Sollte diese angemessene Nach-
frist fruchtlos verstreichen, ist 
der AG ebenfalls berechtigt, dem 
AN den Auftrag fristlos zu entzie-
hen. Der AG ist weiterhin berech-
tigt, den noch nicht fertiggestell-
ten Teil der vertraglichen Leistung 
zu Lasten des AN durch einen Drit-
ten ausführen zu lassen.

12. Termine, Leistungsbehinde-
rungen und -störungen 
1. Der vertraglich vereinbarte Ab-
nahme- oder Gesamtfertigstel-
lungstermin und sonstige Termine 
oder Fristen, die als „Vertragster-
mine“ oder „Vertragsfristen“ be-
zeichnet sind, stellen verbindliche 
Termine und Fristen dar, deren 
schuldhafte Versäumung einen 
Verzug begründet. 

2. Fühlt sich der AN durch Um-
stände aus der Leistungs- oder Ri-
sikosphäre des AG behindert, so 
hat der AN dies umgehend dem AG 
anzuzeigen, um dem AG Gelegen-
heit zur Abhilfe zu geben. Die Vor-
schriften der §§ 642, 645 BGB blei-
ben unberührt. 

3. Treten beim AN Umstände aus 
seiner eigenen Leistungs- oder Ri-
sikosphäre ein, welche sich nach-
teilig auf die Leistungserbringung, 
Leistungen von Parallelgewerken 
oder den Terminplan auswirken 
oder auswirken können, so hat der 
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AN diese Umstände dem AG un-
verzüglich anzuzeigen. 

4. Übliche oder vorhersehbare 
Witterungseinflüsse haben kei-
nen Einfluss auf vertragliche 
Fristen und Termine. Bei völlig 
ungewöhnlichen und nicht vor-
hersehbaren Witterungsverhält-
nissen, die eine Ausführung un-
möglich machen, verlängern sich 
die Ausführungsfristen in ange-
messenem Umfang. Die Regelun-
gen über höhere Gewalt in Ziffer 
13 bleiben unberührt. 

5. Etwa erforderliche Genehmi-
gungen zur Ausführung des Auf-
trags, insbesondere für Sonn- und 
Feiertagsarbeit sind vom AN ein-
zuholen. Soweit im Einzelfall er-
forderliche bergrechtliche Geneh-
migungen holt der AG ein.

6. Die Verzugsfolgen bemessen 
sich nach den gesetzlichen Be-
stimmungen. Bei Vorliegen der 
übrigen Voraussetzungen des 
Rücktrittsrechts kann der AG den 
Rücktritt auf den nicht oder nicht 
ordnungsgemäß ausgeführten Teil 
der Leistung beschränken, und 
zwar unabhängig davon, ob es sich 
um einen in sich geschlossenen 
oder abgrenzbaren Teil der Leis-
tung handelt. Anstelle der Aus-
übung des Rücktrittsrechts kann 
der AG den Vertrag hinsichtlich der 
ausstehenden Leistung aus wich-
tigem Grund unbeschadet seiner 
weiteren gesetzlichen Ansprüche 
kündigen. 

7. Um dem AG die anderweiti-
ge Beschaffung der Leistung zu  
ermöglichen, ist der AN nach Aus-
übung des Rücktrittsrechts/Kün-
digungsrechts durch den AG ver-
pflichtet, dem AG die von ihm  
für die Erbringung der vor Rück-
trittsausübung geschuldeten 
Leistungen angefertigte Plä-
ne, Zeichnungen, Berechnungen, 
Softwareunterlagen, Schutzrech-

te, Dokumentationen und Spezi-
fikationen gegen angemessenes 
Entgelt zu überlassen; insoweit 
steht dem AG ein Optionsrecht zu. 
Ferner ist der AN auch nach Aus-
übung des Rücktrittsrechts des AG 
verpflichtet, dem AG in dem erfor-
derlichen Umfange unentgeltlich 
Auskünfte hinsichtlich der von ihm 
erbrachten Leistungen zu erteilen. 

13. Höhere Gewalt 
1. Ereignisse höherer Gewalt 
berechtigen die jeweilige Ver-
tragspartei, die Erfüllung über-
nommener Verpflichtungen hi-
nauszuschieben oder, wenn die 
Ausführung des Vertrages ganz 
oder teilweise unzumutbar wird, 
insoweit vom Vertrag zurück-
zutreten, ohne dass der ande-
ren Vertragspartei hieraus Scha-
densersatzansprüche erwachsen. 
Als höhere Gewalt gelten alle Er-
eignisse, die unerwartet auftre-
ten und von keiner der Vertrags-
parteien schuldhaft herbeigeführt 
wurden, insbesondere: Naturka-
tastrophen, Feuer, Blitzschlag, Ex-
plosion, Überschwemmung, all-
gemeine Versorgungsstörungen, 
kriegerische, terroristische, tu-
multartige oder vergleichbare Ein-
wirkungen und Arbeitskämpfe. 

2. Der höheren Gewalt stehen 
gleich schwere Betriebsstörun-
gen, die eine Einschränkung oder 
Einstellung des Betriebes herbei-
führen, und sonstige Umstände, 
die die Erfüllung von Verpflichtun-
gen unzumutbar erschweren oder 
unmöglich machen, und zwar ei-
nerlei, ob sie bei einer Vertrags-
partei oder bei Dritten eintreten, 
dies jedoch nur, wenn sie von der 
Vertragspartei oder dem Dritten 
nicht zu vertreten sind. 

14. Schutzrechte 
1. Der AN haftet dafür, dass durch 
seine Leistung und deren vertrags- 

und bestimmungsgemäßen Ge-
brauch durch den AG Schutzrech-
te nicht verletzt werden. Der AN 
ist verpflichtet, im Falle der Inan-
spruchnahme durch einen Drit-
ten den AG auf erstes textliches 
Anfordern freizustellen und ggf. 
durch zweckentsprechende Leis-
tungsänderung die Nutzung des 
Vertragsgegenstandes zu ermög-
lichen. Durch die Leistungsände-
rung darf jedoch die vertrags- und 
bestimmungsgemäße Nutzung 
nicht eingeschränkt werden.

2. Unbeschadet der gesetzlichen 
Ansprüche hat der AN den AG 
von sämtlichen Ansprüchen Drit-
ter und allen dem AG hierdurch 
entstehenden Schäden, Aufwen-
dungen und sonstigen Nachteilen 
freizustellen. Dies umfasst insbe-
sondere auch Nachteile, die dem 
AG aus einer etwa erforderlichen 
Änderung von Bauten, Maschinen, 
Anlagen und aus Verzögerungen 
im Projekt- oder Betriebsablauf 
entstehen. 
Die vorstehenden Einstandspflich-
ten gelten nicht, wenn und soweit 
der AN die betreffende Rechtsver-
letzung nicht zu vertreten hat.

3. Kann der AN dem AG die Benut-
zung nicht ermöglichen, insbeson-
dere, weil der Dritte auf Stilllegung 
des Leistungsobjekts besteht, und 
erweist sich auch eine zweckent-
sprechende Leistungsänderung als 
nicht möglich, so muss der AN das 
Leistungsobjekt unter Rückgewähr 
der erhaltenen Vergütung nebst 
Zinsen in Höhe von fünf Prozent-
punkten über dem Basiszinssatz 
gemäß § 247 BGB auf seine Kosten 
entfernen. Weitere gesetzliche An-
sprüche bleiben unberührt. 

15. Leistungsnachweis und Ab-
nahme
1. Soweit im Vertrag nichts ande-
res bestimmt ist, bedarf die Leis-
tung des AN einer förmlichen Ab-

Einkaufsbedingungen für Werk- und Dienstleistungen



7/8www.dorfner.com

nahme; die Abnahme ist bei allen 
Verträgen, denen diese Bedingun-
gen zugrunde liegen, Fälligkeits-
voraussetzung des Vergütungsan-
spruchs des AN. Der AG wird die 
Leistungen am Erfüllungsort ab-
nehmen, sobald der AN dies nach 
Fertigstellung schriftlich bean-
tragt und alle Abnahmevorausset-
zungen erfüllt sind. Die Abnahme 
erfordert zwingend die Anferti-
gung einer Niederschrift auf dem 
Vordruck des AG FB.000218, die 
von beiden Vertragsparteien zu 
unterzeichnen ist. Eine mündliche 
Abnahme oder eine konkludente 
Abnahme durch Inbetriebnahme 
ist ausgeschlossen. Dies gilt nicht, 
wenn das Werk abnahmefähig ist 
und der AN den AG schriftlich zur 
Abnahme aufgefordert hat und der 
AG die Abnahme unberechtigt ver-
weigert.

2. Bei der Abnahme festgestell-
te Mängel sind im Formblatt 
FB.000212 zu dokumentieren. Bei 
Abnahme festgestellte unwesent-
liche Mängel hat der AN unverzüg-
lich zu beseitigen. Die erfolgreiche 
Mängelbeseitigung ist zu doku-
mentieren und lässt die Verjäh-
rungsfrist hierfür beginnen.
3. Die Gefahr des zufälligen Un-
terganges oder der zufälligen Ver-
schlechterung und das Eigentum 
gehen mit der Abnahme auf den 
AG über.

16. Mängel
1. Der AN gewährleistet, dass die 
vertragliche Leistung mangelfrei 
ist, die vertraglich vereinbarte Be-
schaffenheit aufweist und für den 
vorgesehenen Zweck unter be-
triebsüblichen Einsatzbedingun-
gen geeignet ist. Dem AG stehen 
die gesetzlichen Mängelansprü-
che ungekürzt zu.

2. Die Verjährung von Ansprüchen 
wegen nicht oder nicht ordnungs-
gemäß erbrachter Leistungen be-

stimmt sich nach den gesetzlichen 
Bestimmungen. Sie beginnt mit 
der Abnahme. 

3. Bei Sach- und Rechtsmängeln 
stehen dem AG die gesetzlichen 
Rechte zu. Der AG wird dem AN die 
Möglichkeit zur Nacherfüllung ge-
währen. Schlägt die Nachbesse-
rung im ersten Versuch fehl, so gilt 
die Nachbesserung insgesamt und 
abschließend als fehlgeschlagen. 

4. Der AG ist berechtigt den Rück-
tritt auf den nicht oder nicht ver-
tragsgemäß ausgeführten Teil der 
Leistung zu beschränken; auch 
dann, wenn es sich nicht um ei-
nen in sich geschlossenen oder ab-
grenzbaren Teil der Leistung han-
delt. Anstelle der Ausübung des 
Rücktrittsrechts kann der AG den 
Vertrag hinsichtlich der ausstehen-
den Leistung aus wichtigem Grund 
unbeschadet seiner weiteren ge-
setzlichen Ansprüche kündigen.
5. Für den Fall, dass die Rückgabe 
des Leistungsobjekts nach Aus-
übung des Rücktrittsrechts zu un-
verhältnismäßig großen Schäden 
beim AG bzw. dessen Auftragge-
bern führt, kann der AG zur Scha-
densminderung verlangen, dass 
ihm die vorübergehende Nutzung 
des Leistungsgegenstandes ge-
gen angemessenes Nutzungs-
entgelt, jedoch längstens bis zur 
Beschaffung bzw. Betriebsbereit-
schaft eines Ersatzgegenstandes 
gestattet wird (grobes Missver-
hältnis).

17. Haftpflichtversicherungs-
schutz
Sofern einzelvertraglich nichts 
anderes geregelt ist, hat der AN 
eine übliche und die Risiken der 
Leistungserbringung angemes-
sen einschließende Betriebshaft-
pflichtversicherung – einschließ-
lich Bearbeitungsschäden – mit 
einer Mindestdeckungssumme 
von 5 Millionen EUR für Sach- und 

unbegrenzt für Personenschäden 
abzuschließen und während der 
gesamten Vertragszeit aufrecht 
zu erhalten, sofern nicht vertrag-
lich andere Deckungssummen be-
stimmt sind. Auf Anforderung sind 
das Bestehen und der Umfang des 
Versicherungsschutzes durch Vor-
lage einer Bescheinigung des Ver-
sicherers nachzuweisen.

18. Rechnungserteilung 
1. Für jeden Auftrag einschließ-
lich eventueller Nachtragsbestel-
lungen ist eine Rechnung mit dem 
gesamten Leistungsnachweis zu 
stellen. Hierzu gehören die Ab-
nahmeerklärung und gegebenen-
falls die vom AG gegengezeichne-
ten Stundenzettel.

2. Die Rechnung muss den Anfor-
derungen des Umsatzsteuerge-
setzes entsprechen, prüffähig sein 
und die erbrachten Leistungen un-
ter Angabe der Bestellnummer 
übersichtlich und nachvollziehbar 
aufführen.

19. Bezahlung
1. Die jeweiligen Beträge von ver-
einbarten Zahlungen sind vom AN 
anzufordern. Die Zahlung erfolgt 
14 Tage gerechnet ab Abnahme als 
mangelfrei und Rechnungserhalt 
mit 3 % Skonto oder innerhalb von 
30 Tagen nach Abnahme als man-
gelfrei und Rechnungserhalt.

2. Zurückbehaltungs- und/oder 
Aufrechnungsrechte stehen dem 
AG in gesetzlichem Umfang ohne 
jegliche Erschwerung der Gel-
tendmachung zu. Die Aufrechnung 
ist insbesondere nicht nur auf un-
bestrittene und rechtskräftig fest-
gestellte Forderungen des AN be-
schränkt.

3. Für die Bearbeitung von den AN 
betreffenden Abtretungen, Dritt-
schuldnererklärungen, Pfändungs-  
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und Überweisungsbeschlüssen 
sowie von Pfändungs- und Einzie-
hungsverfügungen erhebt der AG 
ein angemessenes Bearbeitungs-
entgelt, welches von dem auszu-
kehrenden Betrag in Abzug ge-
bracht wird.

20. Abtretung 
Ohne vorherige schriftliche Zu-
stimmung des AG darf der AN For-
derungen gegen den AG weder 
ganz noch teilweise abtreten oder 
durch Dritte einziehen lassen. Dies 
gilt nicht bei wirksamer Vereinba-
rung eines verlängerten Eigen-
tumsvorbehalts durch den AN.

21. Zurückbehaltung durch  
den AN
1. Zurückbehaltungsrechte ste-
hen dem AN nur zu, soweit sie auf 
demselben Vertragsverhältnis be-
ruhen.

2. Bei Meinungsverschiedenheiten 
über zusätzliche oder geänderte 
Leistungen steht dem AN ein Zu-
rückbehaltungsrecht oder sonsti-
ges Leistungsverweigerungsrecht, 
insbesondere ein Recht zur Bau-
oder Montageeinstellung nicht zu.

22. Geheimhaltung
1. Ausführungsunterlagen des AG, 
gleich welcher Art und Herkunft, 
von denen der AN und die für ihn 
tätigen Erfüllungs- und Verrich-
tungsgehilfen (eigene Arbeitneh-
mer, Subunternehmer und deren 
Arbeitnehmer) Kenntnis erlangen, 
sind von diesen und vom AN ge-
heim zu halten. Dasselbe gilt für 
alle anderen im Zusammenhang 
mit der Ausführung des Auftrages 
dem AN oder den für ihn tätigen 
Erfüllungs- und Verrichtungsge-
hilfen zur Kenntnis gelangenden 
technischen und kaufmännischen 
Informationen, insbesondere Mo-
delle, Zeichnungen, Skizzen, Bil-

der und sonstigen Informatio-
nen, an denen der AG ihrer Natur 
nach ein Geheimhaltungsinteres-
se besitzt. Die vorgenannten In-
formationen dürfen ohne vorhe-
rige schriftliche Zustimmung des 
AG weder veröffentlicht noch ver-
vielfältigt, noch Dritten zugänglich 
gemacht, noch zu einem anderen 
als dem ursprünglich vorgesehe-
nen Zweck benutzt werden.

2. Der AN hat die vorstehenden 
Verpflichtungen an die für ihn täti-
gen Erfüllungs- und Verrichtungs-
gehilfen weiterzugeben. 

23. Gerichtsstand / Erfüllungsort 
/ Geltendes Recht 
1. Sofern der AN Kaufmann ist,  
ist das Landgericht Amberg, 
Deutschland,  ausschließlicher Ge-
richtsstand. Der AG ist jedoch be-
rechtigt, den AN auch an seinem 
Geschäftssitz zu verklagen.

2. Sofern sich aus dem Vertrag 
nichts Abweichendes ergibt (z. B. 
Ausführungsort), ist der Geschäfts-
sitz des AG Erfüllungsort für die 
Leistung des AN.

3. Für alle Rechtsbeziehungen 
zwischen den Vertragsparteien gilt 
ausschließlich deutsches Recht.

(Stand: 21.10.2015)
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